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Senat der Freien und Hansestadt Hamburg  
Personalamt  
Steckelhörn 12  
20457 Hamburg  

  

    

Stellungnahme zum Entwurf einer Verordnung zur Neuordnung des 
Beurteilungswesens für die Beamtinnen und Beamten  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Personalamt hat den Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) mit Schreiben 

vom 17. Juli 2025 und einem Nachtrag vom 1. August 2025 um eine Stellung-

nahme zum Entwurf einer Verordnung zur Neuordnung des Beurteilungswe-

sens für die Beamtinnen und Beamten gebeten. Dieser Bitte kommt der DGB 
hiermit gerne nach.  

 

Zu den Herausforderungen des Beurteilungswesens 

Der vorliegende Verordnungsentwurf sieht eine grundlegende Überarbeitung 
und Neuaufstellung des Beurteilungswesens vor. Ziele sind dabei die Vereinfa-

chung und Verschlankung der Beurteilungsregelungen, die Synchronisierung 
mit dem neuen Führungsleitbild der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) 
und die Erfüllung der umfangreichen Anforderungen, die sich aus der Entwick-

lung der Rechtsprechung ergeben.  

In diesem Kontext werden die bisherige Vereinbarung nach § 93 HmbPersVG 
und zahlreiche Dienstvereinbarungen durch Verordnungen und Verwaltungsan-

ordnungen abgelöst. Der DGB hat dies im Rahmen seiner Stellungnahme zum 
Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschrif-
ten vom 5. April 2025 deutlich als Beschränkung der Mitbestimmungsmöglich-

keiten der Personalräte kritisiert. Daraufhin wurde mit dem 13. Dienstrechtsän-
derungsgesetz eine Klarstellung in § 88 Abs. 1 Nr. 24 HmbPersVG 

vorgenommen, nach der die Mitbestimmung des Personalrates beim Erlass von 
Beurteilungsrichtlinien für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erfolgt, so-
weit sie von den für Beamtinnen und Beamten geltenden Regelungen abwei-

chen. Mit dem Anschreiben im vorliegenden Beteiligungsverfahren wird ange-

kündigt, die Beurteilungsverordnungen für die Beamtinnen und Beamten 

durch eine Verwaltungsanordnung auch für die Tarifbeschäftigten zur 
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Anwendung zu bringen. Eine Mitbestimmung der Personalräte bzw. durch die 
Spitzenorganisationen wird in diesem Fall nicht stattfinden.  

Der DGB wirbt dafür, auch künftig eine Vereinbarung nach § 93 HmbPersVG zur 
Beurteilung der Tarifbeschäftigten vorzusehen und hier notwendige Abwei-

chungen zentral zu regeln. Eine Beurteilung der Tarifbeschäftigten ausschließ-
lich auf Basis einer nicht-kollektivrechtlichen Verwaltungsanordnung würde er-

neut Fragen aufwerfen und wäre voraussichtlich juristisch angreifbar. Dieses 
Risiko sollte der Senat aus Gründen der Rechtssicherheit nicht eingehen.  

Der DGB hat sich bereits in seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Dreizehn-
ten Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 5. April 2024 

seine Anforderungen an ein neues Beurteilungswesen dargestellt: 

Untersuchungen und Auswertungen von Regelbeurteilungsrunden in anderen 
Bundesländern zeigen, dass trotz aller gegenteiligen Bemühungen nach wie vor 

Frauen, Teilzeitbeschäftigte und Beschäftigte in nachgeordneten Bereichen 
schlechter beurteilt werden als Männer, Vollzeitbeschäftigte und Beschäftigte 
in der Ministerialverwaltung.1 Auch aktuelle Untersuchungen zur Beurteilungs-

praxis in der Polizei Hamburg weisen hier auf entsprechende Defizite bei der 
Beurteilung von weiblichen Beschäftigten hin.2 Der DGB hat die ausdrückliche 

Erwartung formuliert, dass derartigen Tendenzen im Rahmen der Rechtsset-

zung gezielt begegnet wird. Dies ist eine zentrale gewerkschaftliche Anforde-

rung an ein neues Hamburgisches Beurteilungswesen. 

Der DGB hat deswegen dafür geworben, eine regelmäßige statistische Auswer-

tung der Beurteilungen gesetzlich zu verankern. Dies ist im Rahmen des § 10 
Abs. 5 Nr. 13 HmbBG erfolgt. Hierzu wären nun auch Regelungen im Rahmen 
des vorliegenden Verordnungsentwurfes oder aber im Rahmen einer Vereinba-

rung nach § 93 HmbPersVG zu treffen. Entsprechende Regelungen sieht der nun 

vorliegende Verordnungsentwurf jedoch explizit nicht vor. Ziel muss es aber 

 
1 Beispielhaft: „Bericht über die Ergebnisse und Erfahrungen aus der Regelbeur-

teilung 2021“ der Landesregierung in Schleswig-Holstein vom 28.4.2022. Die 
Berichte werden in Schleswig-Holstein auch den Spitzenorganisationen der Ge-

werkschaften zugeleitet. Sie sind mittlerweile auch in der Vereinbarung nach § 
59 MBG Schl.-H. entsprechend vereinbart.  

 
2 Hans-Böcker-Stiftung, Working Paper Forschungsförderung, Nummer 298, Juli 
2023: Beurteilungen im Polizeidienst – revisited, Geschlechterdifferenzen bei 

Beurteilungsergebnissen und ihre Veränderung, Andrea Jochmann-Döll, S. 55: 
„In den Bundesländern Berlin, Hamburg und Rheinland-Pfalz sowie bei 

der Hessischen Bereitschaftspolizei hingegen vergrößerte sich die Unausgewo-
genheit zugunsten der beurteilten Männer. Sie waren nun mit noch deutliche-
rem Abstand zu ihren weiblichen Kolleginnen anteilsmäßig häufiger an der bes-

ten oder den beiden besten Noten vertreten als in der ersten 

Beurteilungsstudie vor zehn Jahren.“ Abrufbar unter https://www.boeckler. 
de/de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-008661 
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sein, auf diesem Weg Fehlentwicklungen im Beurteilungswesen zu erkennen zu 
können und Beiträge zur Weiterentwicklung des Beurteilungswesens im öffent-

lichen Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg zu leisten. Hier besteht er-

kennbar Regelungsbedarf. Dies könnte beispielsweise im Rahmen der vom DGB 
vorgeschlagenen Vereinbarung nach § 93 HmbPersVG erfolgen.  

Eine statistische Auswertung erscheint auch differenziert nach Berufsbereichen 

sinnvoll. So bestehen beispielsweise im Bereich der Lehrkräfte auch Beobach-
tungen, die eine bessere Beurteilung von Teilzeitkräften nahelegen. Überdurch-

schnittlich viele Lehrkräfte arbeiten in Teilzeit, auch um angesichts der Vorga-
ben der Lehrkräftearbeitszeitverordnung die Anforderungen des Berufs und die 
Erwartungen von außen besser bewältigen zu können. Beobachtungen deuten 
auf bessere Beurteilungen von Teilzeitkräften hin, da mehr Zeit für Vor- und 
Nachbereitung bleibt. Eine statistische Auswertung wäre notwendig, um dies 

zu überprüfen. 

 

Zum vorliegenden Entwurf nimmt der DGB wie folgt Stellung:  

 

Zu Artikel 1 „Verordnung über die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen 
und Beamten (Beurteilungsverordnung – BeurtVO) 

 

Zu § 6 „Regelbeurteilungen“:  

Der Regelbeurteilungszeitraum von vier Jahren in Abs. 1 erscheint lang. Andere 
Länder sehen hier einen dreijährigen Rhythmus vor. Eventuell sollte das Fest-

halten am Vier-Jahres-Rhythmus in der Begründung der Verordnung erläutert 
werden.  

Nach den bisherigen Regelungen konnten sich Beschäftigte nach Vollendung 
des 55. Lebensjahres auf ihren Antrag hin von der Regelbeurteilung befreien 

lassen. Der nun vorliegende Verordnungsentwurf sieht keine entsprechende 
Regelung mehr vor. Der DGB wirbt für die Aufnahme einer Nachfolgeregelung, 

um älteren Beschäftigten ohne weitere Karriereambitionen den mit der Regel-
beurteilungen verbundenen Aufwand zu ersparen und eine Demotivation durch 
schlechte Beurteilungen zugunsten der Karrieren jüngerer Beschäftigter zu ver-

meiden.  

Der DGB lehnt die Fortführung der Regelbeurteilung auch über das 55. Lebens-

jahr hinaus ab. Der DGB schlägt konkret vor, die Regelbeurteilung ab einem be-

stimmten Alter nicht mehr verpflichtend, sondern nur noch auf freiwilliger Ba-
sis bzw. als Anlassbeurteilung auf Antrag vorzunehmen. Die entsprechende 
Altersgrenze kann wie bisher bei 55 Jahren oder bei 57 Jahren liegen. Die Ver-

einbarung nach § 59 des Mitbestimmungsgesetzes Schleswig-Holstein über die 
Beurteilung der Beschäftigten des Landes Schleswig-Holstein nimmt 
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beispielsweise Tarifbeschäftigte ab dem 57. Lebensjahr von Regelbeurteilungen 
aus. Sie werden nur noch auf Antrag beurteilt. 

Mit einer entsprechenden Regelung könnte unnötiger, ungerechtfertigter Ver-
waltungsaufwand vermieden werden, da ab einem bestimmten Alter beispiels-

weise durch das Erreichen der allgemeinen Laufbahnperspektive oder auf-
grund des Alters typischerweise eine weitere Förderung oder Beförderung oder 

ein Laufbahnwechsel nach der vorausschauenden Personalplanung nicht mehr 
in Betracht kommt.3 

Das Oberverwaltungsgericht Magdeburg hält Ausnahmen von der Regelbeurtei-
lung für denkbar, „die aus Praktikabilitätsgründen solche Beamten(-gruppen) 

ausnehmen, bei denen Beurteilungen für Auswahlentscheidungen nach dem 

Leistungsgrundsatz üblicherweise nicht mehr benötigt werden. Dies ist etwa 
der Fall bei Beamten, die alsbald die Regelaltersgrenze erreichen oder die sich 
bereits in einem Endamt befinden oder jedenfalls ein solches Amt im status-

rechtlichen Sinn inne haben, welches eine (weitere) Beförderung kaum mehr 

erwarten lässt.“4 

 

Zu § 8 „Hinausschieben und Nachholen von Regelbeurteilungen und Beurtei-

lungsgesprächen“ 

Es muss eine Vertretungsregelung für den bzw. die Beurteilende geben, da sich 
sonst für den zu Beurteilenden ein Nachteil ergeben könnte, wenn sonst keine 

Beurteilung erstellt werden kann und er sich nicht bewerben kann. 

 

Zu § 12 „Pflichten der Beurteilenden; Beurteilungskonferenzen“ 

Den Beurteilungskonferenzen kommt eine zentrale Rolle bei der Sicherung ein-
heitlicher, gleicher Beurteilungsmaßstäbe und bei der kritischen Reflexion des 

Beurteilungswesens zu. Es stellt sich aber die Frage, ob dieses Instrument in der 

Vergangenheit hinreichend gelebt wurde. Wenn Beurteilungskonferenzen ge-

fordert sind, wie in Abs. 2, so sollten diese auch protokolliert bzw. dokumen-
tiert werden. Die Pflicht zur Protokollführung wäre dementsprechend in § 12 
Abs. 2 des Entwurfes zu ergänzen.  

Spätestens im Rahmen von Durchführungshinweisen wären die Aufgaben der 

Beurteilungskonferenzen genauer auszuführen und mit Beispielen zu unterle-
gen. Der Verweis auf die Dienstvorgesetzten im vorliegenden Entwurf einer Be-

gründung ist aus Sicht des DGB unzureichend.  

 
3 Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 22.09.09 - 1 WB 4.05 - (Rn. 15). 
Siehe auch: https://www.michaelbertling.de/beamtenrecht/beurteilung/ver-

zicht_auf_regelbeurteilung_wegen_alter.htm  
4 Oberverwaltungsgericht Magdeburg, Beschluss vom 23.01.17 - 1 M 175/16 - 
(juris Rn. 22).  

https://www.michaelbertling.de/beamtenrecht/beurteilung/verzicht_auf_regelbeurteilung_wegen_alter.htm
https://www.michaelbertling.de/beamtenrecht/beurteilung/verzicht_auf_regelbeurteilung_wegen_alter.htm
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Der DGB regt an, auch die Einführung von dienststellenübergreifenden Beurtei-
lungskonferenzen zu prüfen, um eine Vergleichbarkeit der Beurteilungen über 

die Grenzen einzelner Dienststellen hinaus zu fördern.  

 

Zu § 19 „Beurteilungsmaßstab“ 

Maßstab für die Bewertung werden künftig die Anforderungen des zum Beurtei-
lungszeitpunkt innegehabten Statusamtes und nicht mehr des konkreten Ar-

beitsplatzes bzw. Dienstpostens sein. Diese Änderung ergibt sich aus der Recht-
sprechung, stellt gleichwohl aber einen Rückschritt zum Status Quo dar. Die 
verwaltungsgerichtliche Überbewertung der Beurteilung als Grundlage für Per-

sonalentscheidungen wird vom DGB kritisch bewertet.  

Die Aufzählung in Abs. 5 sollte um die Wahrnehmung bzw. Nichtwahrnehmung 
von Dienst am anderen Ort ergänzt werden. Hieraus dürfen sich weder Vor- 

noch Nachteile im Rahmen der Beurteilung ergeben. Ein deklaratorischer Ver-

weis auf § 3 Abs. 2 erscheint an dieser Stelle ebenfalls sinnvoll.  

 

Zu § 22 „Gesamturteile“ 

Im letzten Satz der Begründung zu § 22 heißt es: „Dementsprechend sind das 

Gesamturteil Führung und das Gesamturteil II zunächst für personalentwickle-
rische Zwecke relevant. Zu ihrer Verwendung im Bewerbervergleich im Aus-

wahlverfahren sind besondere Hinweise in Vorbereitung.“ Der DGB plädiert da-
für, diese Hinweise vor dem Erlass der Verordnung vorzulegen, um 

Unklarheiten zu vermeiden.   

 

Zu § 27 „Fiktive Beurteilungen von freigestellten Beamtinnen und Beamten“ 

Der DGB legt viel Wert darauf, dass die Regelungen zur fiktiven Beurteilung ge-

währleisten, dass Mitgliedern der Personalräte und der Schwerbehindertenver-
tretungen aus ihrer Tätigkeit für die Beschäftigten keine Nachteile entstehen. 
Das muss der Prüfmaßstab für die zu treffenden Regelungen sein.  

Kritisch zu bewerten ist hier die Regelung in Abs. 3: Bei dieser Regelung könnte 
eine Benachteiligung für freigestellte Beschäftigte entstehen, da bei einer Be-
währung auf einen höheren Dienstposten keine Beurteilung bzw. Nachzeich-

nung vorliegen würde. Demnach könnten sie auch nicht bei einer Personalaus-

wahl berücksichtigt werden. Alternativ muss für diese Fälle eine Regelung 
getroffen werden. 

Aus der Begründung zu Absatz 4 geht hervor, dass die Erstellung der Vergleichs-
gruppe der Dienststelle obliegt, der dabei ein weites Ermessen zusteht. Es stellt 

sich die Frage, wer kontrolliert, dass das Ermessen schlüssig angewandt wurde. 

Hat der Personalrat hier Beteiligungsrechte? Wie wird die Transparenz der Ent-
scheidung gewährleistet? 
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Zu § 33 „Datenverarbeitung“ 

Abs. 4 sieht die Verarbeitung von Daten zu statistischen Zwecken vor. In der Be-
gründung wird angeführt, dass dies auch der Feststellung, Analyse und Be-
kämpfung diskriminierender Effekte bei der praktischen Anwendung des Beur-

teilungssystems dienen soll. Die Regelung ist abstrakt und wäre spätestens im 
Anschluss an das Inkrafttreten der Verordnung deutlich zu konkretisieren. Dies 

könnte beispielsweise in einer Vereinbarung nach § 93 HmbPersVG zum Beur-
teilungswesen erfolgen.  

 

Zu § 34 „Übergangsbestimmungen“ 

Der DGB legt großen Wert darauf, dass der Übergang vom alten zum neuen Be-
urteilungswesen möglichst reibungslos gestaltet wird. Die Übergangszeit wird 
für die Akzeptanz des neuen Beurteilungswesens eine hohe Bedeutung besit-

zen. Eine zentrale Gelingensbedingung ist unter anderem ein ausreichendes 

Angebot an Schulungen, das zu gewährleisten ist, sowie eine zentrale Unter-
stützung bei der Umsetzung vor Ort. Darüber hinaus sind Rundschreiben unver-

zichtbar, die beispielsweise den gleichzeitigen Umgang mit alten und neuen 

Beurteilungen in Auswahlverfahren erläutern. Hier besteht auch seitens der 

Personalvertretungen eine hohe Unsicherheit.  

 

Zu Artikel 5 „Änderung der Verordnung über die Laufbahn der Fachrich-

tung Polizei“ 

Der DGB lehnt die Einführung eines zweijährigen Beurteilungsrhythmus im Be-
reich der Polizei ab. Er plädiert dementsprechend weiterhin für eine jährliche 

Beurteilung.  

Der DGB bittet dementsprechend an dieser Stelle auf die vorgesehene Ände-

rung zu verzichten. Sie wäre ggf. mit der Vorlage der geplanten Beurteilungsver-

ordnung für die Beamtinnen und Beamten der Laufbahn Polizei (BeurtVO-Pol) 

im Rahmen eines Gesamtkonzeptes zu diskutieren und könnte dann mit der ge-
planten speziellen Laufbahnverordnung geregelt werden. Eine separate Rege-
lung im Rahmen des vorliegenden Entwurfes ist überflüssig.  

Der DGB befürchtet, dass die hohe Fluktuation mit ständig wechselnden Erst- 

und Zweitbeurteilern im Bereich des Polizeivollzuges bei einem zweijährigen 
Beurteilungsrhythmus zu einer mangelnden Vergleichbarkeit der Beurteilun-

gen führen würde.  

Ziel der jährlichen Beurteilung war auch, dass sich die Vorgesetzten zumindest 
einmal im Jahr aktiv mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern beschäftigen 
müssen. Dies hat aus Sicht des DGB funktioniert. Dies gilt nicht für die früheren 

Leistungs- und Potentialgespräche.  
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Der DGB bittet um die Berücksichtigung seiner Anmerkungen und Hinweise.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Olaf Schwede 


